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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Kurz nach Ausbruch der Covid-19-Pandemie machten sich der Bundesrat sowie die
Parlamentarierinnen und Parlamentarier Gedanken, wie die besonders stark von der
Pandemie betroffenen Unternehmen gestärkt werden könnten. Die
Sozialdemokratische Fraktion schlug vor, ein konjunkturförderndes
Investitionsprogramm zu schaffen und dieses durch eine zeitlich befristete
Solidaritätsabgabe auf Vermögen ab CHF 1 Mrd. zu finanzieren. Durch Investitionen im
Care-Bereich, im Klimaschutz und in die digitale Transformation könnten Arbeitsplätze
und die Kaufkraft der Bevölkerung erhalten, der «Arbeitsmarkt auf nachhaltige Beine»
gestellt und die Armut bekämpft werden, warb die Fraktion für ihren Vorstoss. Der
Bundesrat störte sich in seiner Stellungnahme weniger am Investitionsprogramm als an
dessen Finanzierung. Wie bei einer ähnlichen Motion Rytz (gp, BE; Mo. 20.3362)
betonte er, die Pandemie mithilfe der bestehenden Einnahmequellen bekämpfen zu
wollen. Eine neue Steuer würde die Rezession verstärken und bedürfe einer
Verfassungsänderung. Zudem würde die Regelung die Höhe der deklarierten Vermögen
durch Wegzug, Steueroptimierung und Steuerhinterziehung reduzieren und gegen den
Grundsatz der Allgemeinheit der Besteuerung verstossen. Mit 126 zu 66 Stimmen sprach
sich der Nationalrat in der Frühjahrssession 2022, als er eine Vielzahl ähnlicher
Vorstösse beriet, gegen die Motion aus; unterstützt wurde sie lediglich von der SP- und
der Grünen-Fraktion. 1
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